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Gerecht geht anders
Die Taschen vieler füllen,
nicht die Taschen einzelner
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Zeit zum Umfairteilen

„Wer hat, dem wird gegeben“ – oder wie der so
genannte Volksmund sagt: „Der Teufel sch… immer auf
den größten Haufen“. Dem Teufel können wir das 
kaum verbieten. Aber Parteien Einhalt gebieten, auch
Regierungs parteien, die so verfahren, das können wir
schon. 

Staatliche Reichtumspolitik führt momentan dazu, dass
das Vermögen jedes und jeder einzelnen Superreichen
tagtäglich um Millionenbeträge wächst. Jeder Besitzer
großen Vermögens könnte täglich zwischen zwei und
vier Millionen Euro ausgeben, ohne dass sein Vermögen
schmilzt.

Hey, mit dieser Summe könnten wir täglich irgendwo in
Deutschland ein paar Kitas einweihen, oder ein paar
Schulen renovieren, oder ein paar Hochschulen aus -
bauen, oder Erzieher/innen und (Hochschul-)Lehrer/innen
einstellen.

Könnten wir schon. Wollten wir schon. Ist aber regie-
rungsamtlich so nicht geplant. Regierungssprache ist
Jäger-Latein: Hege und Pflege des scheuen Rehs Kapital,
das sonst womöglich in tiefe Liechtensteinsche Wälder
oder auf üppige Wiesen der Cayman Islands ver -
schwindet.

Also werden Vermögens- und Erbschaftssteuer unter  
EU-Niveau gehalten. Zwei Prozentpunkte vom Brutto -
inlandsprodukt (BIP) immerhin. Diese staatliche Hege des
scheuen Rehs Kapital bedeutet den Verzicht auf 50 bis
75 Milliarden Euro Steuereinnahmen auf Gewinne 
und Kapitaleinkommen – jährlich!

Die staatliche Pflege besteht darin, das Reh nicht zu
stressen. Privaten Reichtum zum Abbau der Staats -
schulden heranziehen? Pssst! Leise! Dem Reh wird
schon schlecht, wenn der persönliche Freibetrag bei
einer Million Euro liegen würde.

Das Reh ist schön – aber nicht allein auf der Welt. Wir
wollen Hege und Pflege des Sozialstaats. Wir fordern:
Umfairteilen für mehr soziale Gerechtigkeit! W
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SCHWERPUNKT:  SOZ IALE  GERECHT IGKE IT

VON BERND LOHRUM

Als Gewerkschaften streiten wir für einen fairen Anteil an den
Erträgen unserer Arbeit, für ein ehrliches Miteinander im Be -

trieb und für die Chance auf einen auskömmlich bezahlten, dauer-
haften Arbeitsplatz. Und wir arbeiten dafür, dass unsere Kinder in
Zukunft bessere Chancen haben werden, als wir sie vorgefunden
haben.

Doch die Wirklichkeit unseres Bildungssystems zeigt in eine
andere Richtung: Nicht die Fähigkeiten und Leistungen eines
Menschen entscheiden in unserer Gesellschaft über seinen schuli-
schen und damit auch späteren beruflichen Erfolg, sondern vor
allem die soziale Herkunft des Menschen.

Dass das nicht immer und überall so ist, zeigt der Vergleich
unseres bundesdeutschen Bildungssystems mit den Systemen
anderer Staaten. PISA III zeigt, dass das Bildungssystem in Deutsch -
land viel mehr als in vergleichbaren Ländern zur Selektion nach
sozialer Herkunft führt. Unser gegliedertes Schulsystem zeigt dabei
nicht nur Schwächen bei jungen Menschen mit Migrations hinter -
grund: So erreichen von den Kindern deutscher Eltern nur 6,7
Prozent nicht einmal den Haupt schulabschluss, von Kindern mit
Migra tionshintergrund sind es hingegen 15,2 Prozent.

Doch nicht alleine junge Migrant/innen werden abgehängt:
Unter den 18- bis 21-Jährigen mit niedrigem sozio-ökonomischen
Status haben nur 15 Prozent die allgemeine Hochschulreife erlangt,
weitere 21 Prozent sind noch am Gymnasium und streben die all-
gemeine Hochschulreife an. Jugendliche der gleichen Altersstufe
aus Familien mit hohem sozio-ökonomischen Status haben hinge-
gen bereits zu 26,8 Prozent die allgemeine Hochschulreife erlangt
bzw. sind zu 34 Prozent noch im Gymnasium.

Diese Zahlen sprechen für sich: So vergeudet unsere Gesell -
schaft Fähigkeiten und Talente, die gerade für eine nachhaltige
Zukunftssicherung unseres Landes benötigt werden. Denn längst
nicht jeder junge Mensch mit allgemeiner Hochschulreife beginnt
ein Studium. Stattdessen verdrängen die Abiturient/innen Jugend -
liche mit mittlerem Bildungsabschluss zunehmend aus deren klassi-
schen Ausbildungsberufen, und die ihrerseits verdrängen Jugend -
liche mit Hauptschulabschluss.

Zwei grundlegende Probleme resultieren daraus: Zum einen
bleiben für die jungen Menschen „unten“ immer weniger Aus -
bildungs plätze und damit Arbeitsplätze mit mittel- und langfristi-
gen Beschäftigungsperspektiven übrig; Das Heer der befristet

Für immer
Sitzenbleiber
Immer noch entscheidet in Deutschland 

die soziale Herkunft über den schulischen und 

beruflichen Erfolg eines Menschen

beschäftigten Hilfskräfte rekrutiert sich vor allem aus diesen Men -
schen und beschleunigt damit die Spirale von Niedriglohn, gerin-
gen oder keinen Sozialabgaben und Hineinrutschen in Hartz IV. An
die Rente mag dabei noch gar niemand denken.

Das zweite Problem wird lauthals von der Wirtschaft beklagt: Es
gibt gar nicht genug „Wissensarbeiter“, nicht genug Techniker,
Ingenieure, Wissenschaftler, um den Bedarf unserer Gesellschaft zu
decken. Doch statt hier mit Ausbildungsprogrammen gegenzusteu-
ern, rekrutiert man lieber billige Akademiker aus Drittweltländern
und verschärft damit nicht nur unsere Probleme, sondern auch die
Probleme der Herkunftsländer.

Doch wie konnte es so weit kommen? Wo liegen die Gründe
dafür, dass junge Menschen immer weiter abgehängt werden? Sind
die Kinder dümmer als früher – oder unser Schulsystem schlechter?

Oder liegt das Problem vielleicht vielmehr an den ökonomischen
Rahmenbedingungen, die sich durch die vielfachen Änderungen
der Ausbildungsförderung in Deutschland verändert haben? Als
1971 das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAFöG) in Kraft
trat, zielte es auf eine Vollfinanzierung der Kosten für eine schuli-
sche und universitäre Ausbildung.

In den Folgejahren wurde es immer wieder geändert und von
einer Zuschussfinanzierung in eine Mischfinanzierung überführt,
die den Auszubildenden schließlich die Kosten seiner Ausbildung
als Kredit vorfinanzierte. In der Folge konnte die Verschuldung
durch die Ausbildung im Jahre 1990 bis zu 70.000 Mark je Stu -
dierenden betragen.

Erst eine erneute Reform des Gesetzes begrenzte den zurückzu-
zahlenden Betrag auf maximal die Hälfte des Darlehens; trotzdem
muss festgestellt werden, dass es für Menschen aus weniger wohl-
habenden Familien erschreckend ist, nach der Ausbildung erst ein-
mal mit einem Schuldenberg dazustehen.

So verwundert es nicht, wenn es wieder heißt: Lerne erst mal
einen Beruf ... Doch das ist eben längst kein Garant mehr für eine
Chance für den sozialen Aufstieg. W

Quellen:
• Statistische Ämter des Bundes und der Länder
• Bericht „Bildung in Deutschland“, Autorengruppe Bildungs bericht -
erstattung, Bielefeld 2010

•  Dokumentation der Sitzung des Netzwerk Bildung, Hrsg. Prof. Rolf
Wernstedt, Marei John-Ohnesorg, Friedrich-Ebert-Stiftung
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SCHWERPUNKT:  SOZ IALE  GERECHT IGKE IT

Man spricht von privater Vorsorge – der so
genannten Riester rente. Aber viele aus unserem
Fachbereich können sich diese nicht leisten.
Warum also sollen wir da Banken und Ver siche -
rungen fördern? Purer Hohn ist der Vorschlag der
betrieblichen Altersvorsorge: Man kann an zwei
Händen abzählen, wer aus unserem Bereich so
eine erhält.

Und nun der neueste Scherz der Regierung,
das Wortungetüm „Lebensleistungsrente“: Wer
45 Jahre eingezahlt und auch noch geriestert hat,
bekommt eine Minimalerhöhung, die 10 bis 15
Euro über der Grundsicherung von 688 Euro
monatlich liegt – ein Witz, kein Weihnachts ge -
schenk.

Viele haben vergessen, dass bereits 1914,
1939 und 1989 die Rentenkassen geplündert
wur den. Aber was juckt das die Politiker/innen –
die Pensionen von Herrn Riester und Frau von der
Leyen werden wohl sicher sein.

Der Mindestlohn reicht trotz 45 Beitragsjah-
ren bei weitem nicht aus, um im Alter würdig zu
leben. Das darf nicht sein. Deshalb: Weg mit 
den Minilöhnen und jeglicher Zahlungsbefreiung
vom System. Ab dem ersten Euro wird eingezahlt.
Die Beitrags bemes sungsgrenze muss fallen. Wa -
rum zahlen nicht alle, auch Beamte und Selbst -
ständige in Rente und Krankenkasse ein? Die
Kosten der Beamtenpensionen liegen derzeit bei
circa 3,7 Milliarden Euro jährlich, steigen aber bis
2050 auf 15 Milliarden an – und das ohne nen-
nenswerte Rückstellungen. Das kann nicht gut
gehen.

Warum wird nur von gedeckelten Lohn ein -
kommen die Sozial versicherung bezahlt – warum
denn nicht auch vom Geldein kommen?

Alle zahlen ein und keiner kann sich drücken
– dies zu fordern, erfordert viel Mut und noch
mehr Hartnäckigkeit. Eine klassische Baustelle für
Gewerkschafter/innen also, wie sie im Beschluss
unseres Bundeskongress 2011 „C001 Eine solida-
rische und zukunftsgerechte Alterssicherung für
alle“ ausführlich beschrieben ist! W

EIN ZWISCHENRUF VON HANS-PETER KILIAN

Wer in den letzten drei Monaten die Beiträge
von Parteien und Verbänden in verschiede-

nen Medien zum Rententhema verfolgt hat,
konnte feststellen, dass täglich nicht nur eine
Sau, sondern ganze Wildschweinhorden durchs
Dorf getrieben wurden. 

Der wachsende Niedriglohnsektor ist eine der
Hauptursachen für die Altersarmut. Und wie
schnell lassen sich aus einer Vollzeitstelle drei
Mini  jobber machen, da gesetzlich hier ja nicht
Einhalt geboten wird.

Die Absenkung der Rentenbeiträge entlastet
allein die Unternehmen, die hälftig die Ren ten -
beiträge zahlen. Für den einzelnen Durch schnitts -
verdiener bleiben pro Monat zwischen 5 und 10
Euro hierdurch mehr im Portemonnaie – das wird
die Binnennachfrage nicht gerade ankurbeln.
Gleich zeitig wird die Minijobgrenze auf 450 Euro
angehoben – das spricht doch Bände.

Unsere Politiker betrachten sich als erfolgrei-
che Reformer und die Zeche sollen meine Kinder
zahlen? So fördert man höchstens das Zerwürfnis
zwischen den Generationen. Es ist notwendig,
die Jungen nicht im Regen stehen zu lassen.

Rentengerechtigkeit: Altersarmut, Grundrente und Rentenumverteilung 

Ein Witz, kein
Weihnachtsgeschenk 

„Minijobs führen auf
direktem Weg in

Armut. Die Koalition
sollte die geringfügige

Beschäftigung 
abschaffen, 

nicht ausweiten.“

Stefanie Nutzenberger,
ver.di-Bundesvorstandsmitglied
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SCHWERPUNKT:  SOZ IALE  GERECHT IGKE IT

Geld geliehen, das sie vorher über Steuer ent -
lastungen und Um ver teilung geschenkt bekom-
men haben.

Würde jetzt eine einmalige Vermögens ab -
gabe, flankiert von einer Wiedereinführung der
Vermögen- und der Erhebung einer Reichen -
steuer eingeführt, so ließe sich dies auch als aus-
gleichende (Steuer-)Gerechtigkeit interpretieren.
Die Umverteilung, die verstärkt in den letzten
Jahren von unten nach oben zu verzeichnen war,
würde dadurch (zumindest teilweise) wieder
rückgängig gemacht. Mit der Besteuerung hoher
Einkommen über eine einmalige Vermögens -
abgabe, Einführung einer Vermögen- und einer
Reichensteuer, könnten die Staatsschulden zügig
beglichen werden, die auf diverse Rettungs akti -
onen zurückgehen und so manchen Ver mö gens   -
besitzer bisher vor Verlusten bewahrt haben – 
zu Lasten aller, insbesondere aber der kleinen
Steuer zahler. Die Vorschläge zur „Reichen  be -
steu e rung“ würden zudem Spielraum für drin-
gende Zukunftsinvestitionen in öffentliche In fra -
struktur, wie Vorschulen, Schulen und Hoch -
schulen, schaffen; ein Lösungsweg, der nicht nur
von Gewerkschafter/innen, sondern von praktisch
der gesamten Bevölkerung als gerecht angesehen
wird. W

VON STEPHAN TREGEL

Die Folgen der Finanzkrise haben zu einem
starken Anstieg der öffentlichen Schulden

geführt. Deshalb sollen – folgt man den üblichen
Vorschlägen – die Staatsausgaben weiter abge-
senkt werden. Wobei alle diese Ratschläge auf
nichts anderes als eine weitere Kürzung der
Sozial- und Gesundheitsausgaben hinauslaufen.
Doch inzwischen gibt es immer mehr Stimmen,
die die Krise der Staatsfinanzen weniger als Aus -
gaben- denn als Einnahmeproblem sehen und
laut über Steuererhöhungen nachdenken. Insbe -
sondere vor dem Hintergrund der Ent wicklung
der letzten Jahre kann der Standpunkt vertreten
werden, dass nicht die Ausgaben zu hoch, son-
dern vielmehr die Steuern zu niedrig waren. Denn
in den vergangenen Jahrzehnten zahlten  Bezie-
 her hoher Einkommen und Vermögen weniger
Steuern.

Zur Erinnerung: Seit 1997 wird die Ver mögen -
steuer nicht mehr erhoben, und Ein kommen -
steuerspitzensätze sowie Unterneh mens  steuern
wurden abgesenkt. Und die Kapitalerträge unter-
liegen gar nur noch der Abgeltungssteuer. Parallel
dazu polarisierte sich die Verteilung der Ein -
kommen: Während die Unternehmens- und Ver -
mögenseinkommen deutlich anstiegen – inklusive
einer fortschreitenden Konzentration der Vermö -
gens einkommen –, sind die Massen einkommen
und niedrige Erwerbseinkommen real, also nach
Abzug der Inflationsrate, sogar gesunken.

Die Wieder einführung der Vermögen steuer ist
nun ein probates Mittel, die Steuer belastung auf
die wohlhabenden Kreise zu verlagern – getreu
dem steuerpolitischen Grund satz, dass „starke
Schultern mehr als schwache Schultern“ tragen
sollen. Dies sehen zunehmend sogar die Milli -
onäre ein, die für sich selber höhere Steuern for-
dern, zumal die Einkommens zu wächse der letz-
ten 15 Jahre bei den reichsten zwei Prozent der
Bevölkerung gelandet sind – wodurch die Ver -
teilung der Einkommen entsprechend ungleicher
wurde. Zudem haben Vermö gende, die ja immer
nach lukrativen Anlage möglich keiten suchen,
gerne Staatsanleihen gezeichnet. Da mit haben
die Vermögenden dem Staat also praktisch jenes

Vermögensteuer für Reiche als Beitrag zu Steuergerechtigkeit und Zukunftsinvestition

Starke Schultern
können mehr tragen

Reiche immer reicher
Die Konzentration von Ver -

mögen in Deutschland wächst:
Nach Daten des 4. Ar muts- und
Reichtums berichtes der Bun -
des regierung verfügen zehn
Prozent der Bevölkerung
über 53 Prozent des
Nettogesamt vermögens.

Forscher gehen sogar von
einer noch höheren Konzen -
tration aus, da Angaben zum
Betriebsvermögen nicht erho-
ben werden. W
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SCHWERPUNKT:  SOZ IALE  GERECHT IGKE IT

tiv angelegte Projekte, zum Beispiel in der betrieblichen Gesund -
heitsförderung, aber auch in Stadtteil-Projekten oder Kitas. Die
Erfolge solcher Projekte seien belegt. „Da gibt es in Deutschland
kein grundsätzliches Wissensproblem, sondern es fehlt der politi-
sche Wille”, sagt Rosenbrock, „aus diesem Grund wird der Ruf
nach einem Bundesgesetz für die nicht-medizinische Gesundheits -
förderung und Prävention immer lauter”.

Weniger dramatisch, aber dafür umso häufiger zeigt sich die
Ungerechtigkeit in der Gesundheitsversorgung von Kassen- und
Privatpatient/innen. Hier geht es etwa um Termine beim Facharzt,
auf die Kassenpatient/innen laut einer Umfrage der AOK Rhein -
land/Hamburg vom Juni 2011 deutlich länger warten müssen –
beim Kardiologen warteten Kassenpatient/innen im Zeitraum der
Erhebung durchschnittlich 71 Tage, Privatpatient/innen dagegen
nur 19.

Das Nebeneinander von privater und gesetzlicher Kranken ver -
sicherung führt zu einer massiven Fehlversorgung, sagt Herbert
Weisbrod-Frey, Bereichsleiter Gesundheitspolitik bei ver.di. „Privat -
versicherte erhalten Leistungen, die sie nicht brauchen und nicht
wünschen – nur weil diese besser abrechenbar sind. Gesetz lich
Versicherten dagegen werden Leistungen, die sie benötigen, vor-
enthalten, wenn der Arzt bereits sein Maximum an Einkommen
erzielt hat.” Der Grund hierfür sei die unterschiedliche Vergütung
der PKV und der GKV – Ärzt/innen können für Privatpatient/innen
den 2,3-fachen Satz abrechnen.

Doch die Unterscheidung von Privat- und Kassenpatient/innen
in Deutschland zieht noch andere fatale Folgen in der ärztlichen
Versorgung nach sich: In den neuen Bundesländern gibt es auch
deshalb weniger Vertragsärzt/innen, weil es auch weniger Privat -
patient/innen gibt (etwa 5 Prozent in den neuen und 11 Prozent in
den alten Bundesländern). Und in Großstädten ballen sich die Arzt -
praxen in den Wohngebieten mit der einkommensstärkeren Bevöl -
kerung. 

Die Ungerechtigkeit des Systems betrifft auch die Privat pati -
ent/innen selbst: Eine übermäßige Versorgung erhalten hier vor
allem die leicht erkrankten Patient/innen. Chronisch Kranke oder
Behinderte werden in der Regel von privaten Kassen entweder gar
nicht erst aufgenommen oder müssen erhebliche Zuschläge zahlen,
die sie sich häufig nicht leisten können. Wer als Privatpatient
 chronisch krank wird, hat kaum noch die Chance die Kasse zu
wechseln. ver.di fordert daher die Bürgerversicherung, die alle
Patient/innen in Deutschland gleich stellen würde. W

VON UTA VON SCHRENK

Wer arm ist, stirbt früher. Diese so schlichte Erkenntnis gilt lei-
der nicht nur in der so genannten Dritten Welt, sondern auch

im wohlhabenden Deutschland. Betrachtet man die Lebens -
erwartung des reichsten und des ärmsten Viertels der deutschen
Bevölkerung, so ergibt sich ein statistischer Unterschied von elf
Jahren bei den Männern und acht Jahren bei den Frauen. Das be -
sagen die Daten der Deutschen Rentenversicherung.

Das Robert-Koch-Institut hat in seinem Gesundheitsbericht für
die Bundesregierung vom März dieses Jahres dabei festgestellt,
dass Arbeitslosigkeit und unsichere Beschäftigungsverhältnisse
Lebens jahre kosten – nicht unbedingt ein bescheidenes Ein kom -
men. „Arbeitslose sind häufiger krank und sterben früher“, heißt
es dort. Je häufiger und länger jemand arbeitslos ist, desto höher
sein Risiko, an Depressionen, Stoffwechsel- oder Herz-Kreislauf-
Leiden zu erkranken. Die Ursache: Ist der Job weg, gerät der Be -
troffene – und hier vor allem Männer, die sich immer noch als
Ernährer der Familie begreifen – aus der Bahn – er raucht mehr,
trinkt mehr Alkohol, ernährt sich weniger bewusst und bewegt sich
seltener. Zu der Jobkrise gesellt sich das gesundheitlich riskante
Verhalten.

Die Forscher vom Robert-Koch-Institut haben ein zweites Phä -
no men beobachtet: „Prekär Beschäftigte haben mehr gesundheit-
liche Beschwerden.“ Dabei leben diese ähnlich gesundheitsbewusst
wie Arbeitnehmer/innen mit einer guten, sicheren Stelle. So leiden
Frauen in prekären Jobs zu 35 Prozent häufiger unter körperlichen
Beschwerden als die Vergleichsgruppe. Spätestens hier zieht ein
„Selbst-Schuld“ nicht mehr. Und arbeitsbedingte Gesund heits ge -
fähr dung nimmt zu: Seit 1984 ist etwa die Teilzeitarbeit von 11 auf
22 Prozent gestiegen, auf mehr als acht Millionen Arbeit neh -
mer/innen. Und in den vergangenen 15 Jahren sind die Löhne der
obersten und untersten zehn Prozent um ein Fünftel auseinander-
gedriftet. Zugleich wird es laut Wissenschaftszentrum Berlin zu -
nehmend schwerer, dem Prekariat zu entkommen, 57 Prozent in
den achtziger Jahren, heute bereits 65 Prozent stecken in der unte-
ren Einkommensschicht fest.

„Jede Entwicklung, durch die geringe Löhne steigen, Bil -
dungschancen und berufliche Situation – vor allem auf den unteren
Stufen der gesellschaftlichen Hierarchien – verbessert werden, ist
auch gute Gesundheitspolitik”, sagt Professor Rolf Rosenbrock,
Gesundheitsexperte und Präsident des Paritätischen Wohlfahrts -
verbandes. „Die gemeinsame Folge der ungleichen Verteilung von
Chancen und Ressourcen ist geringere Teilhabe – auf nahezu allen
Feldern des Lebens.“ Helfen können hier laut Rosenbrock partizipa-

Warum in Deutschland Arme 

elf Jahre früher sterben. 

Todesursache 
Arbeitslosigkeit
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„Eigentum
verpflichtet“

die besonderen: ver.di beteiligt sich am Bündnis
„Umfairteilen“. Was fordert diese Initiative? 

Dr. Dierk Hirschel: Der deutsche Staat ist hoch verschuldet. Für
Kitas, Schulen und Krankenhäuser ist kein Geld mehr da. Dieser
öffentlichen Armut steht ein gigantischer privater Reichtum
gegenüber. Das Nettovermögen der privaten Haushalte beläuft
sich auf mehr als 8,5 Billionen Euro. Das ist mehr als das vier -
fache der Staatsverschuldung. Das Bündnis will diesen privaten
Reichtum in die Pflicht nehmen, um die öffentliche Armut 
zu  lindern. Zur Finanzierung unseres Gemeinwesens soll eine
Vermögensteuer und eine einmalige Vermögensabgabe er hoben
werden.

Wer ist noch daran beteiligt?

Träger des Bündnisses sind Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbände
und Nichtregierungsorganisationen. Das Bündnis ist partei -
politisch unabhängig. Dennoch unterstützen alle im Bundestag
vertretenen Oppositionsparteien unsere Ziele.

Die Schere zwischen Arm und Reich geht auch in Deutschland
immer weiter auf. Dies betrifft sowohl Einkommen als auch
Vermögen. Die reichsten 10 Prozent der Deutschen besitzen
zusammen zwei Drittel des Vermögens. Die Hälfte der Be -
völkerung hingegen hat nahezu nichts oder gar Schulden.
Umfairteilen fordert hiergegen eine Vermögensteuer und eine
einmalige Vermögensabgabe. Wie soll die aussehen?

Die Träger des Bündnisses haben unterschiedliche Vorstellungen
über die konkrete Ausgestaltung von Vermögensteuer und
Vermögensabgabe. 
ver.di will die Reichen und Superreichen mit einer Ver -

mögens  abgabe belasten. Wirklich reich ist aus ver.di-Sicht, wer
netto mehr als eine Million Euro hat – persönlicher Freibetrag. Es
handelt sich also um eine Millionärsabgabe. Der Steuertarif sollte
progressiv verlaufen – ein Prozent pro Jahr ab einer Million, zwei
Prozent pro Jahr ab zehn Millionen und drei Prozent pro Jahr ab
100 Millionen. Die Steuerlast wird auf zehn Jahre gestreckt. Bei
Betriebsvermögen werden die Eigentümer und nicht die Betriebe
besteuert. Der Vorschlag einer einmaligen Millionärsabgabe
knüpft an die Idee des Lastenausgleichs an, der nach Gründung
der Bundesrepublik durchgeführt wurde.
Darüber hinaus fordert ver.di die Wiedereinführung der

Vermögensteuer. Sie soll Nettovermögen über einer Million Euro
je Person mit einem Steuersatz von einem Prozent belasten.

Körperschaften sollen mit dem halben Steuersatz besteuert wer-
den. Die Vermögensteuer fließt den Bundesländern zu.

Müssen wir dann nicht damit rechnen, dass die Superreichen ins
Ausland abwandern?

Bei der Vermögens- bzw. Millionärsabgabe ist die Steuerflucht
ausgeschlossen. Die Abgabe kann rückwirkend erhoben werden.
Auch wenn der Wohnsitz anschließend ins Ausland verlegt wird,
muss die Abgabe gezahlt werden. Bei der Vermögensteuer ist
mit Ausweichreaktionen zu rechnen. Deswegen sollte die Ver -
mögensteuer auch das Inlandsvermögen von Steueraus ländern
sowie Kapitalgesellschaften mit einem halben Steuersatz erfassen.

Was würden Vermögensabgabe und Vermögensteuer bringen?

Die einmalige Vermögensabgabe würde insgesamt etwa 300
Milliarden Euro einbringen. Das sind bei einer Laufzeit von 
10 Jahren 30 Milliarden Euro pro Jahr. Das jährliche Steuer -
aufkommen einer dauerhaften Vermögensteuer beträgt etwa 
20 Milliarden Euro.

Diese Möglichkeit der Besteuerung scheint in der Öffentlichkeit
noch nicht angekommen zu sein. Was sagt ver.di den
Skeptikern?

Steuer und Abgabe sind ökonomisch sinnvoll und sozial gerecht.
Privater Reichtum und öffentliche Armut sind hierzulande zwei
Seiten der gleichen Medaille. Im letzten Jahrzehnt mehrten 
die Reichen ihr Vermögen auf Kosten der Allgemeinheit. In der
Finanzmarktkrise rettete der Staat die Banken und Unter -
nehmen. Milliardenschwere Finanzhilfen und Bürgschaften
schützten die Vermögenden vor Verlusten. Allein die Rettung
von Hypo Real Estate, Commerzbank & Co kostete uns 300
Milliarden neue Schulden. Darüber hinaus machte die Schröder-
und Merkel-Regierung den Reichen üppige Geschenke. Für
Spitzen verdiener, Unternehmer, Vermögende und Erben gab es
mehr netto vom brutto. Die kumulierten Steuerausfälle rissen 
ein 380 Milliarden Euro großes Loch in den Staatshaushalt. 
Jetzt sollen diese Schulden dadurch abgebaut werden, 

indem Beschäftigte, Arbeitslose und Rentner den Gürtel enger
schnallen. Da sagen wir nein. Die Schuldenfrage ist eine
Verteilungsfrage. Vermögensabgabe und Vermögensteuer sind
ein erster Schritt, um Eigentum wieder sozial zu verpflichten. W

Fragen: Uta von Schrenk

Interview mit Dr. Dierk Hirschel, 

Bereichsleiter Wirtschaftspolitik bei ver.di
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CALLCENTER

bung der Produktivität. Nachdem dies von der
ver.di-Tarifkommission einstimmig abgelehnt
wurde, legten wir von unsere Seite einen Kom -
promissvorschlag vor: Die stufenweise Anhebung
in Richtung auf 8,50 Euro in drei Schritten bis
Mitte 2013, eine Regelung zur wirtschaftliche
Notlage sowie die konkrete Vereinbarung von
Zeit  schienen zum Verhandeln weiterer tariflicher
Themen. Dazu gab es bisher keine positive Reak -
tion des Arbeitgebers.

Ein neuer Vorschlag sieht zwar eine mögliche
Erhöhung Richtung 8,50 Euro vor, dies aber erst
im Jahre 2015 und verbunden mit ganz vielen
Ausnahmen und Voraussetzungen, wie die Ver -
rechnung mit bisher gezahlten Leistungs prämien

und das Herausnehmen von mehreren Stand-
orten. Nach Berechnungen der Tarif kom mis sion
würde die Annahme dieses Ange botes bedeuten,
dass an einigen Standorten bis 2015 keine Ent -
gelterhöhungen gezahlt würden, in den Genuss
kämen nur einige wenige Be schäftigte an ausge-
wählten Standorten. Somit ist auch dieses Tarif -
angebot äußerst problematisch, wir haben aber
der Arbeitgeberseite einen weiteren „aus unserer
Sicht finalen“ Ver handlungs termin angeboten.

Dieser stand bei Redaktionsschluss noch nicht
fest, wir berichten weiter. W

Informationen zu den Tarifverhandlungen bei
walter services unter:
https://besondere-dienste.verdi.de/

branchen/callcenter/walterservices

VON ULRICH BEIDERWIEDEN

Seit mehreren Monaten finden bei dem Call -
center-Dienstleister walter services Tarif ver -

hand lungen statt. Mit einem umfangreichen For -
derungspaket ging die ver.di-Tarif kommission in
die Verhandlungen. In einem Spitzen gespräch
und drei intensiven Verhand lungs runden legte die
Konzern geschäftsführung kein konkretes Ange -
bot auf den Tisch, die Reaktion der Beschäftigten
ließ nicht lange auf sich warten. Die meisten
Kolleg/innen kamen frisch erholt aus dem Urlaub
zurück, und dann fanden am 25. und 27. August
an fünf Standorten mit über 400 Teil nehmer/in -
nen die ersten Warnstreiks statt. Kurz darauf, am
10. September, legten an sieben Standorten über
500 Kolleg/innen jeweils für eine Stunde die
Arbeit nieder.

„walter-zahl mehr, 8,50 müssen her!!“ Unter
diesem Motto protestierten die Beschäftigten für
eine Entgelterhöhung und gegen die Ver schlep -
pungstaktik des Arbeitgebers in den Tarifver hand -
lungen. Die Warnstreiks brachten einen ersten
Teilerfolg – der Arbeitgeber bot schriftlich die
Fort setzung der Verhandlungen an und er klärte
seine Bereitschaft, über Grund lohn erhö hun gen
zu verhandeln.

Die bisherigen Angebote der Arbeitgeberseite
führten jedoch noch nicht dazu, dass die Tarif -
verhandlungen zu einem erfolgreichen Ab schluss
führten. Erst sollten Entgelterhöhungen davon
ab hängig gemacht werden, dass Beschäftigte nur
noch einen Tag im Monat erkranken sowie eine
allgemeine Senkung der Krankenquote erreicht
wird, zum zweiten von einer deutlichen Anhe -

Die erste Warnstreikwelle bei walter services war erfolgreich

Zähes Ringen

C A L L C E N T E R

W SEMINAR
Betriebsrätetreffen in
Berlin

Geschichtsträchtiger hätten
es die Teilnehmer/innen des
ver.di-Callcenter-Seminars kaum
haben können. Sie trafen in fünf
Tagen vier Abgeordnete des
Deutschen Bundestages, sprachen
mit Ulrich Beiderwieden, zustän-
dig bei ver.di für Callcenter, sahen
die Wiederwahl des amerikani-
schen Präsidenten im Fernsehen
und es jährte sich die Mauer -
öffnung in Berlin. Somit nahmen
die Teilnehmer/innen viele
Eindrücke mit.

Im Seminarprogramm ging es
um die Mitbestimmungsrechte
bei der Gestaltung von Arbeits -
zeit sowie Regelungen zu Pausen,
notwendigen Unterbrechung bei
der Bildschirmarbeit und mög -
liche Regelungen für Rüstzeiten.
Bei Gesprächen mit den Abge -
ordneten ging es dann um
Mindestlohn und das geplante
Arbeitnehmerdatenschutzgesetz.
Die Teilnehmer/innen brachten
ihren Unmut über den neuen 
§ 32i des BDSG zum Ausdruck. Es
dürfe nicht sein, dass Arbeit neh -
mer/innen im Callcenter keine
Chance mehr haben sollen, sich
dem Dauerdruck der Überwa-
chung entziehen zu können.
Darüber hinaus wird den Be -
triebs räten die Möglichkeit ge -
nom men, ihre Mitbestimmung
nach §87 Abs.1 Nr. 6 wahrzu -
nehmen, um Regelungen zur
Minde rung des physischen
Drucks zu vereinbaren.

Abschließend wurde von den
Teilnehmer/innen der Abschluss
eines Tarifvertrages für die  Be -
schäf tigten des Callcenter 
S-Direkt in Halle gefeiert. Es ist
dort gelungen, einen Mindestlohn
von 8,50 Euro zu vereinbaren, 
der dann zum 1.1.2014 auf neun
Euro für alle angehoben wird –
ein toller Erfolg! W

Helge Biering

Bremen
Cottbus

Emden

Lübeck

Magdeburg

Frankfurt/Oder

Dresden
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CALLCENTER

C A L L C E N T E R

Bitte unterschreiben!
ver.di startet Unterschriftenaktion zum tariflichen Mindestlohn

W BETRIEBSRÄTE
Arbeitskreis Berlin
Brandenburg

Zum dritten Mal in Folge tra-
fen sich Callcenter-Betriebsräte
aus Berlin und Brandenburg in
der Bundesverwaltung von ver.di,
um aktuelle Informationen aus
der Branche auszutauschen und
interessante Themen für ihre
Arbeit zu erfahren. Diese waren
unter anderem Funktion und
Bedeutung eines Einigungs -
stellenverfahrens, aktuelle Recht -
sprechung zum Arbeitsrecht und
zu Mitbestimmungsthemen –
speziell auf Callcenter bezogen –
und das Thema Arbeits- und
Gesundheitsschutz. Zu allen drei
Themen hatte man sachkundige
Referenten gewonnen, eine
umfangreiche Diskussion und ein
allgemeiner Erfahrungsaustausch
schlossen sich jeweils an.

Aufmerksam zugehört wurde,
als es um die Perspektiven eines
Mindestlohns für die Beschäf -
tigten in der Branche ging. Hier
stellte Ulrich Beiderwieden vom
Fachbereich 13 die Unter schrif -
ten aktion von ver.di vor. Ziel sei
es, bis zur Callcenter World 2013
mehr als 10.000 Unter schriften
zu sammeln, um damit den Druck
auf die Interessen verbände und
die einzelnen Vor stände und
Geschäfts führungen zu erhöhen
(siehe auch neben stehenden
Artikel).

Die über 40 anwesenden
Kolleg/innen fingen damit sofort
an und trugen sich in die Unter -
schriftslisten ein – der Anfang ist
gemacht! W

Helge Biering

Zu den Erstunterzeichnern dieser Aktion
gehören Kolleg/innen, die als Betriebsräte in bun-
desweit tätigen Callcenter-Dienstleistern tätig
sind, wie bei arvato, buw, D+S communication
center, SNT, Sykes, teleperformance oder walter
services. 

Wir sind sicher, diese Aktion findet Anklang
und wird von vielen Beschäftigten unterstützt.
Deshalb unser Appell: Nehmt Kontakt mit ver.di
auf, besorgt euch die Unterschriftlisten und geht
auf die Kolleg/innen zu, die diese Forderung
sicher lich durchweg unterstützen werden. Wir
hof fen auf zahlreiche Unterstützung! W

Mehr Information zu dieser Aktion und Mate -
rialien dazu unter: https://besondere-dienste.
verdi.de/branchen/callcenter

Ulrich Beiderwieden

Schon seit längerem wird bei den Beschäf tig -
ten, aber auch unter den Arbeitgebern in

Callcentern über die Frage eines Mindestlohnes
diskutiert – egal ob tariflich vereinbart oder ge -
setzlich verankert. Viele Arbeitgeber lehnen die-
sen ab, es gibt aber auch welche, die sagen:
„Brauchen wir ja gar nicht, wir zahlen eh schon
darüber!“

Die Realität zeigt, die Beschäftigten in Call -
centern brauchen ihn doch. Es gibt immer noch
Standorte, an denen Grundlöhne von 6,50 bis
7,00 Euro nicht die Ausnahme, sondern die Regel
sind – teilweise gibt es noch eine Leistungs -
vergütung „on top“, das war es dann aber auch
( siehe „die besonderen“ 1/2012 ).

Nach einer Umfrage von ver.di bei Beschäf -
tigten in Callcentern kam heraus: 60,9 Prozent
sagen, das Einkommen reicht nicht aus, 51 Pro -
zent brauchen einen Zweitjob und 23 Prozent
teilten mit, sie beanspruchen zusätzliche Auf -
stockungsbeträge nach Hartz IV. Eine Antwort der
Bundesregierung auf eine Anfrage der Bundes -
tagsfraktion Die Linke im letzten Jahr ergab ähn-
liche Ergebnisse.

Zwischenzeitlich gibt es auch eine Umfrage
auf Arbeitgeberseite, diese stellt fest: Gut 70 Pro -
zent sagen ja zu einem tariflichen Mindest lohn
und dieser sollte im Mittel bei 8,60 Euro liegen.
Nun könnte man sagen, eine gute Aus gangs -
 position, aber leider tut sich nichts – seit länge-
rem wird über die Bildung eines Arbeit geber -
verbandes diskutiert, aber nicht Konkretes pas-
siert. Das reicht uns jetzt!

Vor wenigen Wochen hat unser Fachbereich
auf Initiative der Teilnehmer/innen unserer tarif-
politischen Tagung im Frühjahr dieses Jahres und
des zuständigen Branchenvorstandes eine bun-
desweite Unterschriftenaktion bei Beschäftigten
in Callcentern gestartet. Wir fordern damit einen
branchenbezogenen tariflichen Mindestlohn –
nicht unter 8,50 Euro!

Wir wenden uns mit dieser Aktion sowohl an
die Interessenverbände der Callcenter-Branche als
auch an die Geschäftsführer und Vorstände der
Unternehmen und Konzerne der Branche, damit
sie endlich einen tariffähigen Arbeitgeberverband
gründen.

38,3%

Es reicht nicht aus

Es reicht gerade

Es reicht vollkommen aus

0,8%

38,3
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T A R I F A B S C H L U S S

W TÜV SÜD
Entgelterhöhungen:
– 3,2 Prozent ab 1. Oktober 2012
– weitere 2,8 Prozent ab 1. Okto -
ber 2013 

Gesamtlaufzeit:
– insgesamt 21 Monate bis zum
30. Juni 2014

Weiteres:
– weitere Tarifbindung der ausge-
gliederten TÜV Süd TSG GmbH
vereinbart

– Gespräche über die Verein -
barung einer Vorteilsregelung
für ver.di-Mitglieder geplant

WACH-UND S ICHERHE ITSD IENSTE / TÜV

Erste Besuchsstation war Stuttgart, wo sie von Leni Breymaier,
Landesbezirksleiterin ver.di Baden-Württemberg und Marcus Borck,
Landesfachbereichsleiter FB 13, begrüßt wurden. Zweite Besuchs -
station war die Konzernzentrale der TÜV SÜD AG in München. Die
Delegation traf sich mit dem Vorstand der TÜV SÜD AG, Horst
Schneider, mit Mitgliedern der ver.di-Tarifkommission, Betriebs -
räten und besichtigte eine Prüf stelle. Ende September fand dann
der Gegenbesuch von Ver tre ter/in nen der ver.di-Tarifkommission in
Istanbul statt. Neben intensiven Gesprächen mit den Gewerk -
schafts  kol leg/innen wurde auch eine Prüfstelle des TÜV TURK
besichtigt und Gespräche mit der Belegschaft geführt. Eine Fähr -
fahrt über den Bosporus und ein Rundgang durch die beeindru -
ckende Altstadt Istanbuls rundeten das Besuchsprogramm ab. W

Sozi al tarifverträge und Vorruhestandsregelungen regeln, verweiger-
te der Arbeitgeberverband BDSW jedoch zunächst Verhandlungen.

ver.di sah sich daher gezwungen, in der Zeit vom 10. Mai bis 4.
Juni bundesweit an den KKW Warnstreiks durchzuführen. Der
BDSW zeigte sich auch nach den Warnstreiks nicht verhandlungsbe-
reit, im Gegenteil: Beim Arbeitsgericht Berlin machten die Arbeit -
geber ein einstweiliges Verfügungsverfahren anhängig mit dem Ziel,
ver.di die Streiks an den KKW zu verbieten. Dies wiesen das Arbeits -
gericht und Landesarbeitsgericht Berlin ab. Die Taktik des BDSW –
„Verzögern, Mauern, juristisch Tricksen“ – ist nicht aufgegangen.
Streiks bei der Bewachung an den Kernkraftwerken sind zulässig:
Das Grundgesetz endet nicht an den Toren der deutschen KKW. 

Anfang November 2012 wurden endlich die Verhandlungen
aufgenommen. Wir erwarten, dass der BDSW nunmehr seiner sozi -
alen Verantwortung gerecht wird und in konstruktiven Ver hand -
lungen einen Sozialtarifvertrag mit ver.di abschließt, der die
Existenzen der Betroffenen sichert. W

Weitere Informationen: http://sozialtarifvertrag-kkw.verdi.de/

VON MARCUS BORCK

Zwei Gewerkschaften – ein Ziel: In der Türkei engagiert sich die
Transportgesellschaft Nakliyat Is mit Sitz in Istanbul in den

Prüfstellen des TÜV TURK. ver.di ist Tarifvertragspartei der deut-
schen TÜV SÜD AG in München. Als in der Türkei die Entscheidung
fiel, die Kraftfahrzeug untersuchungen unter staatliche Aufsicht zu
stellen, konnte sich die TÜV SÜD AG gegen andere Mitbewerber
durchsetzen. Das Gemein schafts unternehmen TÜV TURK wurde
aufgebaut – 33 Prozent gehören dem TÜV SÜD. Derzeit werden
189 feste Prüfstationen und 81 mobile Prüfstellen betrieben.

Tarifverträge können in der Türkei nur dann von einer Gewerk -
schaft verhandelt werden, wenn über 50 Prozent der Belegschaft
organisiert sind. Die türkische Regierung hat die Hürden für die
Gewerkschaften nach deren Wiederzulassung im Jahr 1991 sehr
hoch gelegt. So können Arbeit geber überprüfen lassen, ob eine
Gewerkschaft überhaupt zuständig für den jeweiligen Betrieb ist,
was die Gewerkschaftsarbeit erheblich beeinflusst. Trotzdem hat
die Nakliyat Is für zwei TÜV TURK-Prüfstellen in Istanbul und Bursa
Tarifverträge abgeschlossen.

Im Mai 2012 kamen die Gewerkschafts kollegen Ali Riza
Kücükosmanoglu (Vorsitzender der Nakliyat Is und Vizepräsident
des  Dachverbandes der türkischen Gewerkschaften DISK), Erdal
Kopal und Hasan Arslan nach Deutschland.

VON UTE GOTTSCHAAR UND INGO HARMS

Der Ausstieg aus der Kernenergie ist beschlossene Sache. Die
bittere Folge für unsere in der Bewachung der Kernkraftwerke

tätigen Kolleg/innen ist, dass sie alle nach und nach ihren Arbeits -
platz verlieren. Für die Bewachung der deutschen KKW sind nicht
die Energiekonzerne selbst, sondern private Wach- und Sicher -
heitsunternehmen verantwortlich. 

Wie sollte der Fachbereich 13 mit dieser einmaligen Situation
umgehen? Die Antwort: Ein bundesweiter Tarifvertrag anstatt ver-
einzelte Sozialplanverhandlungen.

Unter dem Slogan „21 Kraftwerke, 14 Standorte, 1 Ziel: Sozial -
tarifvertrag!“ erarbeitete die Bundestarifkommission im Frühjahr
2012 die Forderungen Regelungen zur Altersteilzeit, Lebens -
arbeits zeitkonten, Qualifizierung und Abfindung. Die Kommission
übermittelte diese dem zuständigen Arbeitgeberverband BDSW mit
der Auf forderung, zeitnah mit den Verhandlungen zu beginnen.

Im Gegensatz zu den Energiekonzernen, die ihre durch die
Energie wende verursachten Personalumstrukturierungen durch

Grenzüberschreitend
ver.di arbeitet mit der türkischen Transportgewerkschaft Nakliyat zusammen

Aktionsbereit
Bewacher/innen an den Kernkraftwerken fordern angesichts des Atomausstiegs soziale

Absicherung – das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg bestätigt ihr Recht auf Streik
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WACH-UND S ICHERHE ITSD IENSTE

Einig ist man sich, dass für Gewerkschaftsmitglieder eine Mit -
gliedervorteilsregelung vereinbart werden muss.
Wir erwarten von den Arbeitgebern, dass sie in den Verhand -

lungen auf uns zukommen, ernsthaft mit uns verhandeln und
unsere Kompetenz als verlässlichen Sozialpartner anerkennen. 
Wir fordern, dass die Arbeitgeber unseren Anspruch auf gerech -

tere und gesündere Arbeitsbedingungen, klare Schicht pla nun gen
sowie Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Frei zeit anerkennen!
Wir sind bereit, entschlossen für einen neuen Bundes mantel -

tarifvertrag zu kämpfen!
Wir sind bereit, unsere Forderungen geschlossen und soli -

darisch mit Nachdruck durchzusetzen! Unsere er folg reichen Warn -
streiks in Düsseldorf, Hamburg, Bremen und Hannover zeigen
dies.

In den letzten Verhandlungen konnten wir Fortschritte verzeich-
nen und endlich können wir den lange ersehnten ersten deutlichen
Verhandlungserfolg feiern. Wir hatten uns auf die Fahne ge -
schrieben, zukünftig bei einem Auftragswechsel die Sicherung der
Ar beits plätze sowie die über Beschäftigungszeiten erworbenen
Ansprüche im Tarifvertrag zu verankern. Nach zweitägiger Ver -
hand lung hatten wir es dann auch geschafft. 

Auch bei einem Entzug der Beleihung nach nicht bestandenen
Realtests bzw. Rezertifizierungsprüfungen ist es uns gelungen, mit
den Arbeitgebern Rahmenbedingungen für die Beschäftigten zu
vereinbaren.

Damit ist ein Anfang in die richtige Richtung getan, dennoch
werden die weiteren anstehenden Verhandlungen nicht einfach
sein. Die Tarifgemeinschaft der Arbeitgeber muss sich weiter auf
uns zu bewegen und unsere gerechten Forderungen endlich ernst
nehmen.

Wir wollen endlich eine positive Wende für die Beschäftigten in
dieser Branche. Es wird Zeit, dass Beschäftigte im privaten Sicher -
heitsdienstleistungsbereich auch endlich gesellschaftliche Anerken -
nung und Wertschätzung erhalten. Dafür steht ver.di! W

www.verdi-aviation.de

VON HANS-PETER KILIAN UND ANDREAS SANDER

Im Januar dieses Jahres haben die Arbeitgeber schriftlich ange-zeigt, dass sie zwischen dem BDSW, der FraSec GmbH und der FIS
GmbH eine Tarifgemeinschaft gegründet haben. Daraus folgend
wurde eine neue Bundestarifkommission gewählt. In einer zweitä-
gigen Klausur haben sich die Vertreter aus den Unternehmen
Kötter, Securitas, FraSec, FIS, ISS, DSW, Brinks und CAP die Schwer -
punkte wie Arbeitszeit/Arbeitszeitflexibilisierung, Regel entgelt,
Zeitzuschläge, Gründe für das Ruhen des Arbeits verhältnisses und
andere Fragen diskutiert und die Tarifforderung erstellt. Dabei flos-
sen die aktuellen Diskussionsstände aus den Betrieben ein. Anfang
Mai hat die Bundestarifkommission diese intensive Diskussion fort-
gesetzt und sich mit den Mitgliedern rückgekoppelt.

Einig ist man sich, dass die tariflichen Arbeitszeitregelungen
einen Rahmen vorgeben müssen, der vor Ort zwischen Betriebs -
räten und Arbeitgebern ausgestaltet werden kann. 
Einig ist man sich, dass bei einem Auftragswechsel durch Neu -

vergabe/Ausschreibungen die Regelungen des § 613a BGB auf die
betroffenen Arbeitnehmer/innen uneingeschränkt Anwendung fin-
det.
Einig ist man sich, dass die Höchstarbeitszeit, insbesondere für

Tätigkeiten nach §§ 8,9 LuftSiG und Servicekräften nicht 208
Stunden übersteigen darf und für die Kolleg/innen mit der Ab -
senkung der Arbeitszeit das Lohnniveau durch Lohnerhöhungen
angeglichen werden muss! 
Einig ist man sich, dass auch Angestellt/innen gesicherte tarif-

vertragliche Regelungen haben müssen.

Weiter so
Bundesmanteltarifverhandlungen Aviation: 

Ein erster Schritt ist getan

Können und nicht zuletzt auch mit ihrem Leben die Sicherheit in
unserem Land herstellen. Prominent unterstützt wurde die Kon -
ferenz vom nordrhein-westfälischen Arbeitsminister Guntram
Schneider. Er forderte ebenso wie die Betriebsräte und ver.di, dass
der Mindestlohn im Wach- und Sicherheitsgewerbe deutlich erhöht
werden muss. Zudem, so der Minister, muss es möglich sein, von
einer Vollzeitstelle eine Familie zu ernähren – und zwar ohne
Aufstockungsleistungen durch die Agentur für Arbeit. Insgesamt
befürwortete er eine starke Gewerkschaft und organisierte Arbeit -
nehmer/innen.

In Sichtweite der Messe machten die Teilnehmer/innen ihrem
Un mut Luft über die immer noch unzureichenden Arbeits bedin -
gungen in der Branche. „Schnauze voll… von Willkür und Guts -
herrenmanieren des Arbeitgebers!“ war auf T-Shirts zu lesen. W

VON CLAUDIA HEGELER

Rund 70 Teilnehmer/innen besuchten die zweite BR-Konferenz
im Wach- und Sicherheitsgewerbe in Nordrhein-Westfalen in

diesem Jahr. Nur einen Steinwurf entfernt von der Fachmesse für
Sicherheits- und Brandschutztechnik trafen sich Betriebsrät/innen
aus verschiedenen Sicherheitsunternehmen am 27. September.

Uli Dettmann, stellvertretender Landesleiter ver.di NRW, wies
auf den eklatanten Widerspruch in der Branche hin: während die
Sicherheitsdienstleister unübersehbar viel Geld in die Sicherheits -
technik investieren, sind die Löhne für die Sicherheitsmitarbei -
ter/innen auf einem denkbar geringen Niveau. Dies stehe in
 keinem Verhältnis zu der Tatsache, dass es genau diese Mitarbei -
ter/innen sind, die mit ihrer Präsenz, ihrem Fachwissen, ihrem

Technik ist nicht alles
Betriebsratskonferenz im Wach- und Sicherheitsgewerbe anlässlich der security-Messe Essen 
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VON UTE KITTEL

Längst ist es in dieser Gesellschaft akzeptiert.
Friseur/innen können niemals mit ihrem Ein -

kommen auskommen. Warum finden wir es nicht
seltsam, dass es wenige Berichte über das tolle
Friseurhandwerk, die Kreativität des Berufes, die
Anforderungen und die oft sehr humorvollen
Teams in den Salons gibt. Warum hören wir so
wenig darüber, dass Menschen, die diesen tollen
Beruf für sich wählen, das tun, aus großer Lei den -
schaft und in der Hoffnung, dass irgendwann
Tarifverträge die Arbeitsbedingungen bundesweit
gut regeln. Es kann doch nicht sein, dass alle an -
gestellten Friseure nur eines gemeinsam haben:
Sie werden in der Altersarmut enden!

Warum gibt es hier keinen Aufschrei? Weil
man sich dann mit dem System auseinander set-
zen müsste. Während stillschweigend akzeptiert
wird, dass die „Uhr zu laufen beginnt“, wenn
man sein Auto in eine Werkstatt bringt, findet
man die Preise bei Friseur/innen unverschämt.
Zehn Euro für einen Haarschnitt sind Referenz -
preis. Daran ist das Handwerk mit seiner aggres-
siven Preispolitik auch selbst schuld. Die Fri -
seur/innen selbst tun sich allerdings auch schwer.
Einerseits sind von den 250.000 Friseur/innen in
Deutschland wenige organisiert. Das macht uns
als Gewerkschaft nicht sehr stark. Aber: Fri seur/ -
in nen, die sich gewerkschaftlich engagieren, set-
zen nicht selten ihren Job aufs Spiel – in Be -
trieben, die so klein sind, dass noch nicht einmal
das Kündigungsschutzgesetz gilt. Es muss sich
jedoch etwas ändern, denn mit Brutto gehältern,
die für Berufsstarter/innen zwischen 620 und
1.500 Euro liegen, liegt man dicht an oder unter
der Armutsgrenze – trotz Vollzeitjob.

In Deutschland gibt es rund 79.000 Friseur -
betriebe. 26.000 davon sind nicht steuerpflichtig,
weil sie weniger als 17.500 Euro Jahresumsatz
haben. Das Handwerk setzt im Jahr rund 6
Milliarden Euro um. Daneben schätzen die
Experten, dass rund zwei Milliarden Euro in die

Schwarzarbeit gehen. Wenn nun die Löhne wei-
terentwickelt werden könnten, bis die Fri -
seur/innen von ihrem Einkommen leben könnten,
ohne auf Sozial- und Aufstockungs leistungen an -
ge wiesen zu sein, würde sich auch die Schwarz -
arbeit zurück entwickeln.

Wer einen Grundlohn hat, der oft unter fünf
Euro brutto liegt, riskiert, die Familie nicht er -
nähren zu können. Dass es schöner wäre, am
Wochen ende mal auszuspannen, die Füße hoch-
zulegen und nicht nachrechnen zu müssen, wie
viel Trinkgeld man bräuchte, um seine Ausgaben
zu decken, ist für viele Friseur/innen derzeit eine
Vision.

Nicht nur die Arbeitnehmer/innen leiden unter
dieser Situation, die Branche hat es ebenfalls satt,
immer als Prügelknabe herzuhalten, wenn es um
Dumpinglöhne geht. Es ist nicht so einfach, von
der Preispolitik, die einmal begonnen wurde, wie-
der wegzukommen. Um das zu ändern, fanden
nun erste Gespräche mit dem Zentralverband des
Deutschen Friseurhandwerkes (ZVF) statt . Ziel ist
es, gemeinsam als Sozialpartner, den Weg zu
ebnen und die Perspektive auf einen bundeswei-
ten Mindestlohn zu eröffnen. Die Mitglieder ver -
sammlung des ZVF, hat am 12. November 2012
entschieden, die Verhandlungen mit der Dienst -
leistungsgewerkschaft ver.di über einen Min -
destentgelt-Tarifvertrag aufzunehmen. Dafür wird
eine Tarifgemeinschaft der Landesinnungs ver -
bände gebildet, die damit ein deutliches Zeichen
für aktive Tarifgestaltung in der Friseur branche
setzt. Die Situation im Friseur handwerk, gekenn-
zeichnet durch einen äußerst angespannten, teil-
weise ruinösen Preiswettbewerb, erfordere dies.
Und wenn es 2013 zu einem entsprechenden
Tarif vertrag kommt dürfen wir als Ge werk -
schafter/innen und Kund/innen uns freuen – und
uns schon mal daran gewöhnen, dass Dienst -
leistung ihren Preis hat. Zur Zeit zahlen diesen
Preis überwiegend die Arbeitnehmer/innen.
Irgendwann sollten wir Kund/innen dies wieder
tun. W

FR ISEUR / INNEN

T O U R I S T I K

W Tarifvertrag 
Seit mehr als zwei Jahren

wirkt der gekündigte Gehalts -
tarif  vertrag für die Beschäftigten
in der Touristik nach. Grund dafür
ist, dass sich der Arbeitgeber -
verband (Tarifgemeinschaft des
Deutschen Reiseverbandes-DRV-
T) mit ver.di nicht einigen will.
Die Arbeitgeber fordern seit zwei
Jahren, dass die Beschäftigten 
in den Reisebüros und an den
Flughafenstationen ein neues,
niedrigeres Gehaltssystem erhal-
ten sollen. Dies lehnt ver.di ab.
Damit wird durch den nachwir-
kenden Tarifvertrag zumindest
das Gehaltsniveau 2010 ge -
sichert. 

Obwohl die DRV-T ihren
Mitgliedern in beiden vergange-
nen Jahren empfohlen hat, die
Vergütungen freiwillig zu erhö-
hen – 2011 um 2,2 Prozent und
2012 um 2,5 Prozent –, weigert
sich der Verband, selbst diese
geringe Gehaltssteigerung zu
tarifieren. Er besteht auf Gegen -
leistungen durch die Arbeit neh -
mer/innen und Zugeständ nisse
von ver.di. 

Ein Sondierungs versuch
wurde bereits vor einer mögli-
chen Terminvereinbarung abge-
lehnt.

W BCD Travel Germany 
Die im März begonnenen

Haustarifverhandlungen gehen
schleppend voran. Nach fünf
Verhandlungsterminen gibt es
jedoch erste  Zwischenverein -
barungen: Das Weihnachtsgeld
umfasst ein volles Monatsgehalt.
Weiterhin wird das Unternehmen
mit Inkrafttreten der Tarifverträge
von der 40-Stunden-Woche
abrücken. Die Verhandlungen
werden voraussichtlich bis Mitte
2013 dauern.

Nach vielen Gesprächen mit dem Zentralverband des Deutschen

Friseurhandwerkes und den Landesverbänden ist der Weg geebnet: 

2013 können die Verhandlungen für einen Bundesmindestengelt-

Tarifvertrag aufgenommen werden!

Endlich mehr 
als Trinkgeld
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Gemeinsam handeln: Das ist Gewerkschaft! –
so lautete die Botschaft.

Einige fanden dies richtig gut. Mit ihnen wur-
den in Versammlungen erste Verabredungen ge -
troffen – wo die ver.di-Mitglieder dann auch mit
weiteren Beschäftigen diskutiert haben, nach
dem Motto: Wie findest du die Idee, auch in der
Messe eine starke Gewerkschaft aufzubauen und
unsere Botschaft zu unterstützen?

Die ver.di-Mitgliedschaft erhöhte sich hierauf
anfangs nur zögerlich, die im Sommer dieses Jah -
res durchgeführte Betriebsversammlung gab dem
Ganzen dann aber noch mal einen Schub. Alle
Teilnehmer/innen erfuhren, wie ein Tarif ver trag
zustande kommt und welche Rolle die Gewerk -
schaft dabei einnimmt.

Das hieß aber eine ehrliche Bestands auf nah -
me zu machen und nichts an den Ausgangs -
bedin gungen zu beschönigen. Dies hat so man-
chem die Augen geöffnet und im Juli und August
2012 haben sich weitere 25 Beschäftigte in ver.di
organisiert. Im Vergleich zu Ende 2011 waren be -
reits 38 Neueintritte zu verzeichnen.

Das war nunmehr auch Anlass dafür, einen
nächsten Schritt zu gehen und eine ver.di-Mit -
gliederversammlung durchzuführen, um Vertrau -
ens leute zu wählen. 13 Vertrauensleute wollen
nun mehr und mehr das Heft des Handelns in die
Hand nehmen, sie erwarten aber auch zu Recht,
dass sie mit hauptamtlichem Wissen in diesem
Prozess begleitet werden. Das wurden sie. Neben
den persönlichen Gesprächen wurden zu be -
stimmten Themen Informations blätter erarbeitet
und möglichst an alle Beschäf tigten verteilt.

Bis dato sind bereits 51 Beschäftigte in ver.di
organisiert, die Beteiligten haben gute Arbeit ge -
leistet, wissen aber auch, dass dies noch nicht
ausreicht, um Tarifverhandlungen zu legitimieren.
Noch heißt es dran zu bleiben und die nächsten
Schritte miteinander zu klären, aber wir sind opti-
mistisch, dass dies gelingen kann – alles braucht
seine Zeit, aber sie wird kommen und dann wer-
den auch für die Beschäftigten der Messe Leipzig
die Arbeits-und Entgeltbedingungen durch Tarif -
verträge geregelt, so dass auch die Beschäf tigten
am wirtschaftlichen Erfolg des Unter nehmens
teilhaben und nicht nur der Eigentümer. W

VON CHRISTEL TEMPEL

Ver.di und die Messe Leipzig sind sich gar nicht
so fremd, haben dort doch bereits Bundes -

kongresse stattgefunden, der letzte im Septem -
ber 2011. Da war nicht ausgeschlossen, dass die
Beschäftigten der Messe mitbekommen haben,
dass es in den Diskussionen auch um die Fragen
der Entwicklung von Arbeits- und Einkommens -
bedingungen durch Tarifverträge geht. Sie selbst
haben aber keinen und das soll sich ändern. Die
letzte Entgelterhöhung für die Beschäftigten der
Messe Leipzig gab es im Jahr 2009 – allerdings
ohne darüber mit entschieden zu haben.

Diese Zeit soll nunmehr vorbei sein, ein Haus -
tarifvertrag soll vorbereitet und verhandelt wer-
den, aber mit und für wen? In der Messe Leipzig
waren Ende 2011 gerade mal eine Handvoll
ver.di-Mitglieder organisiert. Deshalb musste mit
ihnen und den Beschäftigten diskutiert werden,
unter welchen Bedingungen und wie Tarifarbeit
erfolgreich sein kann. Das hieß auch, einerseits
offen zu legen, wie die Aus gangs bedingungen
aussahen und andererseits die Interessen der Be -
schäftigten zu diskutieren.

Für uns galt es also in wenigen Sätzen zu
erklären, warum wir nur als starke ver.di auch in
der Messe in der Lage sein werden, die Interessen
der Beschäftigten durchsetzen zu können.

Bedingungsgebunde Tarifarbeit in der Leipziger Messe GmbH

Ein guter Start

P A R T E I E N

W SPD
Betriebsräteseminar 

Bereits zum fünften Mal bot
ver.di ein Seminar für Betriebs -
rät/innen in der SPD an, es fand
diesmal vom 22. bis 24. Oktober
statt. Es nahmen Vertreter/innen
der Betriebsratsgremien fast aller
Parteigliederungen daran teil.

Zentrales Thema war diesmal
der Arbeits- und Gesundheits -
schutz unter dem speziellen
Aspekt der Ergonomie am
Arbeitsplatz. Nach ausführlichen
Erläuterungen durch einen
Experten wurde übereinstimmend
festgestellt, an diesem Thema
werden die Betriebsrät/innen
weiter arbeiten.

Des Weiteren wurden Fragen
und Probleme zu den Ein gruppie -
rungsvorschriften und den aktuel-
len Tätigkeitsmerkmalen bespro-
chen. Neben Hinweisen auf die
Mitbestimmungsrechte der
Betriebsrät/innen bei Ein -
gruppierungen der Beschäftigten
wurde auch über mögliche
zukünftige Aufgaben beschrei -
bungen und Bewertungskriterien
gesprochen.

Altersgerechtes Arbeiten war
ein weiteres Thema, dazu fand
eine ausführliche Diskussion über
Voraussetzungen und mögliche
Ideen der Realisierung statt.
Darüber hinaus nahm wie immer
der Gedanken- und Erfahrungs -
austausch zwischen den Betriebs -
rät/innen einen breiten Raum ein. 

Die Kolleg/innen befanden die
Inhalte des Seminars als wichtig,
den Input als sehr informativ, am
Ende der drei Tage hieß es: Wir
sehen uns wieder in 2013! W

Ulrich Beiderwieden
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IMMOBIL IEN

Dass das so bleibt, dafür haben wir gemein-
sam viele Aktionen gemacht und vor allem Unter -
schriften gesammelt – insgesamt ca. 12.500. Au -
ßer dem haben viele Beschäftigte mehrsprachige
Flugblätter in die Briefkästen der Mieter/innen
verteilt und wir haben den geplanten Verkauf im
Rahmen der Oberbürger meister/innen-Wahl zum
Thema gemacht. 

Die hohe Zahl an Unterschriften in knapp drei
Monaten und die intensive Beteiligung an unse-
ren Aktionen zeigt, wie wichtig das Thema den
Menschen ist. Wohnraum für die mittleren und
niedrigen Einkommen, für Rentner/innen muss
bezahlbar bleiben.

Andere Wohnungsunternehmen wurden an
renditeorientierte Investorengruppen verkauft.
Das Ergebnis: schnell steigende Mieten, keine
Instandhaltung und Modernisierung, vernachläs-
sigte Wohnquartiere, Ghettobildung, Kündigung.

Unser Engagement hat mit dazu beigetragen,
dass die Landesregierung Ende Juni verkündete:
„Die Nassauische Heimstätte wird nicht ver-
kauft!“ W

Beatrix Müller

ver.di-Engagement verhindert Verkauf 

der Nassauischen Heimstätte in Hessen

Ver.di-Fachbereich 13 in Hessen, der DGB
Hessen-Thüringen und der Deutsche Mieter -

bund-Landesverband Hessen machten gemein-
sam mobil gegen den Verkauf der Landesanteile
der Nassauischen Heimstätte (NH). Mit Erfolg!

Das Land Hessen plante Anfang des Jahres,
die NH zu verkaufen. Die Aufgabe dieses 1922
gegründeten Unternehmens mit 62.000 Woh -
nungen in Hessen ist die sichere und kostengüns -
tige Versorgung mit Wohnungen.

Die NH investiert jedes Jahr ca. 80 Millionen
Euro in die Instandhaltung und Modernisierung
ihrer Wohnungen und liegt damit an der Spitze
der großen Wohnungsunternehmen. Die NH
sorgt für erschwingliche Mieten. Die NH ist in
öffentlichem Eigentum. Die drei größten Gesell -
schafter sind das Land Hessen (56 Prozent), die
Stadt Frankfurt (31 Prozent) und die Stadt Wies -
baden (7 Prozent). 

hand lungsergebnis bereits zugestimmt. Nicht alle
Forderungen aus der Tarifrunde konnten umge-
setzt werden. Nach wie vor existieren breite
Span nen in den Tarifstufen. Bei gleichartigen Tä -
tig    keiten unterscheiden sich die Tarif gehälter der
Mitarbeiter/innen. Der Vergleich zum Bran chen -
tarifvertrag der Immobilien wirt schaft ist schwie-
rig. Durchschnittlich wird das Niveau der Branche
zwar noch nicht erreicht, aber eine An näherung
ist vollzogen. W

Barbara Tulke

Die im Jahr 1924 gegründete GSW Immobilien AG
ist ein börsennotiertes Wohnimmobilien unter neh -
men in Berlin, das rund 53.000 Wohn einheiten
besitzt. Zusätzlich verwaltet eine Tochtergesellschaft
der GSW rund 17.500 Wohneinheiten für Dritte.
Zum 31. Dezember 2011 wurde das Immobilien -
portfolio der Gesell schaft mit rund 2,95 Milliarden
Euro bewertet. Im Geschäftsjahr 2011 erwirtschafte-
te das Unter nehmen mit durchschnittlich 581
Mitarbeiter/in nen Umsatzerlöse in Höhe von 141,10
Millionen Euro.

Tarifverhandlungen für einen neuen Vergütungstarifvertrag der

Beschäftigten der GSW in Berlin erfolgreich abgeschlossen

Daheim

Nach mehrmonatigen zähen Verhand lungen
erhalten die mehr als 240 Beschäf tigten der

GSW erstmals seit 2006 einen neuen Ver gü -
tungstarifvertrag. Bei einer Laufzeit bis Ende
2015 wurden erstmals jährliche prozentuale
Gehaltserhöhungen in Schritten von 3,5, 2,5, 2
und 1,75 Prozent vereinbart. Im Jahr 2012 erhal-
ten die Beschäftigten außerdem eine Ein mal zah -
lung in Höhe von 1.200 Euro. Dieses Ergebnis
kann sich sehen lassen.

Neben der wirksamen Erhöhung der tarifli-
chen Einkommen gehört die Abschaffung der bis -
herigen monatlichen Leistungsvergütung zu den
wichtigsten Ergebnissen der Tarifausein ander set -
zung.

Die Geldbeträge der bisherigen Leistungs ver -
gütung werden in die neue tarifliche Grund ver -
gütung überführt. 

Für die Auszubildenden und BA Student/innen
wurde die Vergütung ab 1.1.2012 neu geregelt.
Sie erhalten eine Einmalzahlung von 300 Euro.
Die ver.di-Mitgliederversammlung hat dem Ve r -

N A C H R U F

W Gerd Buddin†

Wir haben viel zu früh einen
engagierten Gewerkschafter und
Freund verloren. Gerd wurde
1947 in Rostock geboren. Schon
bald engagierte er sich für seine
Mitmenschen und in der Gewerk -
schaft. Seit 2007 war er Mitglied
im Bundesfachgruppen vorstand
FOKUS ver.di und arbeitete 
seitdem auf Bundesebene auch
im Arbeitskreis „Parteien und
Verbände“ mit. Zuletzt war er
Vorsitzender des Landesfach -
bereichsvorstands FB 13
„Besondere Dienstleistungen“ in
Berlin-Brandenburg.

Ich habe Gerd nicht nur als
Vollblutgewerkschafter kennen
gelernt, der uns immer an die
noch nicht vollzogene An -
gleichung der Arbeits- und
Lebensverhältnisse im Osten der
Republik mahnte, sondern auch
als Fußballfan und Familien -
mensch, der stolz auf seine
Tochter ist.

Bis zuletzt hat er sich als
Betriebsrat für die Kolleginnen
und Kollegen eingesetzt. Und er
hat in seinem Wohnort Marzahn
die Nachbarschaftshilfe mitge-
gründet und sich immer für
Schwache und Benachteiligte ein-
gesetzt. Ja, er hat uns so ein
Stück weit vorgelebt, dass eine
andere Gesellschaft möglich ist. 

Wer ihn kannte, weiß, wie
aufgeschlossen er Neuem gegen-
über war und wie gern er verreis -
te, insbesondere in sein geliebtes
Kuba. 

Gerd verstarb am 27. Juli
2012 im Alter von 65 Jahren. Er
wird uns als Kollege und Freund
in Erinnerung bleiben. W

Stephan Tregel

Geschafft
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Andreas Sander

O-TON

W Andreas Sander ist seit dem
1. August 2012 Bundesfach -
gruppen leiter für die Fachgruppe
Immobilien, Sicherheit und Facility
Management. Er übernimmt die
Aufgaben vom Rolf Lemm, der die
Passivphase der Altersteilzeit
angetreten hat. 

Andreas Sander ist 53 Jahre
alt, hat zwei erwachsene Töchter
und wohnt in Berlin. Als gelernter
Kfz-Schlosser und nach langjähri-
ger Tätigkeit in einem Ver kehrs -
betrieb kennt er den Arbeitsalltag
unserer Mitglieder aus eigener
Erfahrung. Später wurde er auf
dem zweiten Bildungsweg nach
seinem Studium Diplom-Polito -
loge. Durch seine Tätigkeiten im
Controlling kam Andreas Sander
im Jahr 1999 zur ÖTV-Haupt -
verwaltung und war dort im
Personalbereich tätig. Der
Schwer punkt seiner Tätigkeit lag
im privaten Verkehrs- und Sicher -
heitsgewerbe. Seine ersten tarif -
lichen Erfahrungen sammelte er
hierzu in Sachsen.

Nach der ver.di-Gründung
wechselte Andreas Sander in den
Landesbezirk Berlin-Brandenburg
und übernahm nach seiner Tätig -
keit im Bereich Personal ab 2007
dort den Fachbereich Besondere
Dienstleistungen. 

Im Frühjahr 2011 wechselte
Andreas Sander in den Bundes -
fach bereich und war neben dem
Bereich der Sicherheitswirtschaft
anteilig für die Fachgruppe
Tourismus, Freizeit, Wohlbefinden
(TFW) zuständig. Andreas Sander
ist für die Gewerkschaft ver.di auf
der Arbeit nehmerseite Mitglied 
im Auf sichtsrat bei Securitas
Deutsch land Finanz Holding
GmbH und der Prosegur GmbH.W

Bernd Lohrum

Und so sehen unsere (nach Meinung des
Land   kreises überzogenen) Forderungen aus:
• 24 bezahlte Urlaubstage im Jahr
• 14 bezahlte Krankheitstage im Jahr
• 5 bezahlte Fortbildungstage im Jahr
• hälftige Erstattung der Kranken kassen bei trä -
ge (wie im Gesetz vorgesehen)

• hälftige Erstattung der individuell notwendi-
gen Rentenversicherung

• detaillierte monatliche Abrechnung über die
Bezahlung

Bundesweit würden wir uns wünschen, dass
alle Tagespflegepersonen in die freiwillige Ar -
beits losenversicherung aufgenommen würden.

Im März 2012 haben wir den Verein „Tages -
mütter für Barnim e.V.“ gegründet (www.
tagesmuetter-fuer-barnim.de). Es finden
regel mäßige Treffen zur Information für alle Ta -
ges pflegepersonen statt, Fortbildungen werden
organisiert und der Zusammenhalt gefördert.
Die Zahl der bei ver.di organisierten Tages mütter
steigt stetig, ebenso wie die Koopera tions part -
ner unseres Vereins. Gute Ansätze für Öffent-
lichkeitsarbeit sind mittlerweile zu verzeichnen.

Wir hoffen, unsere Ziele in Zusammenarbeit
mit ver.di umsetzen zu können. Nur gemeinsam
sind wir stark. W

Tagesmütter für Barnim e.V.

Welchen Stellenwert haben eigentlich Ta -
ges  mütter im Landkreis Barnim? An dert -

halb Jahre Verhandlungen mit dem Jugend amt
haben bisher kein befriedigendes Ergebnis ge -
bracht. Alle Bundes- und EU-Förder mittel (U3)
flossen bislang in die Kinder tages stätten. Trotz
200 Stunden Arbeit im Monat müssen einige
Tagesmütter unter uns noch Arbeitslosengeld II
beantragen. 

Dabei sind wir doch das Alternativangebot
zur Kita: kleine Gruppen für kleine Kinder, mit
fa miliärem Anschluss und individueller För -
derung – laut Bundesregierung dringend  ge -
braucht – sollen gefördert und weiter qualifi-
ziert werden und das Angebot an Kinder tages -
pflege einrichtungen soll ausgebaut werden.

Wie aber sieht die Realität bei uns im Land -
kreis Barnim wirklich aus?

Im Vergleich zum Bundesdurchschnitt, wo
circa 22 Tage bezahlter Urlaub die Regel sind,
ebenso bezahlte Krankheitstage zwischen 7 und
21 Tagen, hat man uns diese Ansprüche gestri-
chen. Auch bezahlte Fortbildungstage gibt es
für uns nicht mehr. In der Bundesrepublik liegen
wir an letzter Stelle, sowohl was die Bezahlung
anbelangt als auch in Bezug auf Sozial leis tun -
gen. Statt gesetzlich festgelegter hälftiger Be -
teiligung des Landkreises an den Kranken kas -
sen beiträgen, wie es das Sozialgesetzbuch VIII
vorsieht, erhalten wir lediglich 60 Euro als
„groß zügigen“ Zuschuss. 

Der Landkreis Barnim ist der Meinung, dass
eine Bezahlung von unter zwei Euro pro Stunde
ausreichend ist, obwohl das Bundesministerium
für Familie, Senioren und Jugend empfohlen
hat, die Leistung einer Tagesmutter mit minde-
stens 4,30 Euro zu entlohnen.

Wir erhalten keine detaillierten Abrech -
nungen über unsere Bezahlung: Wie sollen wir
da dem Finanzamt, der Krankenkasse oder
sons tigen Institutionen unseren Verdienst nach-
weisen?

Die Tagesmütter im Landkreis Barnim werden weit unter Bundesdurch -

schnitt entlohnt und abgesichert. Das muss sich ändern, fordert der Verein

„Tagesmütter für Barnim“

„Das Jugendamt lässt
uns verhungern!“

P O R T R Ä T
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Ich möchte Mitglied werden ab:

Monat/Jahr

Persönliche Daten:

Name

Vorname/Titel

Straße/Hausnummer

PLZ Wohnort

Geburtsdatum

Telefon

E-Mail

Staatsangehörigkeit

Geschlecht  weiblich  männlich

Beschäftigungsdaten

 Arbeiter/in  Angestellte/r

 Beamter/in  DO-Angestellte/r

 Selbstständige/r  freie/r Mitarbeiter/in

 Erwerbslos

  Azubi-Volontär/in-
Referendar/in bis

Altersteilzeit bis

Wehr-/Zivildienst bis

Praktikant/in bis

Sonstiges

Schüler/in-Student/in bis
(ohne Arbeitseinkommen)
  

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße/Hausnummer im Betrieb

PLZ Ort

Branche 

ausgeübte Tätigkeit

  ich bin Meister/in-Techniker/in-Ingenieur/in

Tarifvertrag

Tarifl. Lohn- oder Gehaltsgruppe bzw. 
Besoldungsgruppe

Tätigkeits-/Berufsjahr, Lebensalterstufe

regelmäßiger monatlicher Bruttoverdienst

Euro

Einzugsermächtigung:

Ich bevollmächtige die ver.di, den satzungs-
gemäßen Bei trag bis auf Widerruf im Last-
schrift ein zugs verfahren

zur Monatsmitte  zum Monatsende  

 monatlich  halbjährlich

 vierteljährlich  jährlich

Name des Geldinstituts/Filiale (Ort)

Bankleitzahl Kontonummer

Name Kontoinhaber/in (Bitte in Druckbuchstaben)

Datum/Unterschrift Kontoinhaber/in

oder im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren* 
monatlich bei meinem Arbeitgeber einzu-
ziehen. *(nur möglich in ausgewählten Unternehmen) 

Personalnummer (nur für Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren

Ich war Mitglied der Gewerkschaft:

von:  bis: 
  Monat/Jahr  Monat/Jahr

Monatsbeitrag: Euro 

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Sat-
zung pro Monat 1% des regelmäßigen monatli chen 
Bruttoverdienstes. Für Rentner/innen, Pensionär/innen, 
Vorruheständler/innen, Krankengeldbezieher/innen 
und Erwerbslose beträgt der Monatsbeitrag 0,5% des 
regelmäßigen Bruttoeinkommens. Der Mindest-
beitrag beträgt € 2,50 monatlich. Für Hausfrauen/
Hausmänner, Schüler/innen, Studierende, Wehr-, Zivil-
dienstleistende, Erziehungsgeldempfänger/innen und 
Sozialhilfeempfänger/innen be trägt der Beitrag € 2,50 
monatlich. Jedem Mitglied steht es frei, höhere Beiträge 
zu zahlen.

Datenschutz
Ich erkläre mich gemäß § 4a Abs. 1 und 3 BDSG ein-
verstanden, dass meine mein Beschäftigungs- und 
Mitgliedschaftsverhältnis betreffenden Da ten, deren 
Änderungen und Ergänzungen, im Rahmen der 
Zweckbestimmung meiner Gewerkschaftsmitglied-
schaft und der Wahrnehmung gewerkschafts-
politischer Aufgaben elektronisch verarbeitet und 
genutzt werden.
Ergänzend gelten die Regelungen des Bundes-
datenschutzgesetzes in der jeweiligen Fassung.

Datum/Unterschrift

Datum/Unterschrift

Werber/in: 

Name

Vorname

Telefon

Mitgliedsnummer W
-2

98
2-

02
-0

61
0

 Vollzeit

Teilzeit Anzahl Wochenstd.B
E
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T
S
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G

Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an: 
ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 13 . Die Besonderen . Paula-Thiede-Ufer 10 . 10179 Berlin
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